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	Entwurf einer Stellungnahme der Lebenshilfe Österreich zum Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungsstellengesetzes und einer Novelle zum BEinstG; Vorbegutachtungsverfahren

Vorbegutachtung




Sehr geehrte Damen und Herren!

Innerhalb offener Frist erlaubt sich die Lebenshilfe Österreich zu den angeführten 

Gesetzesinitiativen im Rahmen der Vorbegutachtung folgende 

STELLUNGNAHME

abzugeben.

Behindertengleichstellungsgesetz

Voranzustellen ist, dass es sich bei dem ausgesendeten Entwurf um einen Torso handelt, der noch durch einen umfassenden materiellrechtlichen Teil ergänzt werden muss, da ansonsten der Anwendungsbereich äußerst begrenzt wäre und in dem Entwurf auch noch keine konkreten Handlungsschritte und Übergangsfristen zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen vorgeschrieben werden.

Die Diskriminierungstatbestände im 2. Abschnitt des Entwurfes sehen zwar die Barrierefreiheit der gestalteten Lebensräume vor, die Formulierung allerdings ist sehr vage und lässt keine sofort durchsetzbaren Rechte erkennen. So stellt es etwa keine Diskriminierung dar, wenn der, mit der barrierefreien Gestaltung verbundene Aufwand unverhältnismäßig hoch ist oder die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Beklagten eine Umgestaltung nicht zulässt. Es fehlen auch noch Zeitlimits zur Umsetzung der Barrierefreiheit.

Außerdem möchten wir darauf hinweisen, dass der vorliegende Entwurf eines „Behindertengleichstellungsgesetz“ zwar die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung zum als Ziel hat, im Text aber lediglich von „Gleichbehandlung“ gesprochen wird. Gleichstellung geht jedoch inhaltlich viel weiter als bloße Gleichbehandlung. Es wäre daher der Terminus „Gleichbehandlung“ generell auf „Gleichstellung“ zu korrigieren.

Ad Art. I Abs. 1: 

Die Verfassungsbestimmung ist grundsätzlich legitim und sinnvoll, da das Behindertenwesen eine sog. „Querschnittsmaterie“ ist, um eine Bundeskompetenz vorzusehen.

Solange jedoch der materiellrechtliche Teil im Art II fehlt, greift sie ins Leere. 

Generell steht diese Bestimmung in ganz engem Konnex zu Art. II und bezieht sich nur auf jene Regelungen, die im Erlassungszeitpunkt des Gesetzes enthalten sind. Das bedeutet, dass jene Materein, die im Erlassungszeitpunkt dieses Gesetzes nicht zumindest ansatzweise mitbeschlossen wurden, künftig kompetenzrechtlich durch Art. I nicht abgedeckt werden und in die Gesetzgebungskompetenz des jeweiligen Materiengesetzgebers fallen.

Weiters entspricht zwar diese Bestimmung der derzeitigen Rechtslage, doch sollte sie auch hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Überlegungen des Österreich Konvents zu einer Neufassung der Verfassung überprüft werden. 
Es sollte auch im Österreich Konvent darauf gedrungen werden, einen unmittelbaren Kompetenztatbestand „Behindertengleichstellung“ des Bundes in Gesetzgebung und Vollziehung zu schaffen, wie dies bereits die BehindertenvertreterInnen beim Hearing des Österreich Konvents am 15. Dezember 2003 gefordert haben.

Ad Art. II

Ad § 1 Gesetzesziel: 

Der Wortlaut  „selbstbestimmte Lebensführung“ soll durch die Wortfolge „souveräne Lebensführung unabhängig vom Unterstützungsbedarf“ ersetzt bzw. ergänzt werden.

Nach dem Wort „gleichberechtigte“ Teilhabe sollte die Wortfolge „und chancengleiche“ Teilhabe eingefügt werden, da eine chancengleiche Teilhabe umfassender ist und auch erforderlichenfalls Unterstützungsleistungen beinhaltet.

Ad § 2 Geltungsbereich

Der Geltungsbereich bezieht sich lediglich auf Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen. Das erscheint zu eng gefasst, da auch Maßnahmen zur Gleichstellung im Gesellschaftsleben und zur Verwirklichung einer souveränen Lebensführung unabhängig vom Unterstützungsbedarf mitumfasst sein müssen (siehe Zielbestimmung in § 1 des Entwurfes). 

Darüber hinaus liegt hier offenbar ein Redaktionsversehen vor, da diese Bestimmung e contrario eine Auslegung zuließe, wonach alle anderen Materien vom Geltungsbereich sehr wohl erfasst wären.

Ad § 3 Personenkreis

Die Lebenshilfe lehnt den vorgeschlagenen Text ab, da diese Definition unvollständig ist, so sind etwa Personen die in der Zukunft von Behinderung betroffen sein werden oder in der Vergangenheit betroffen waren sowie Personen, denen eine Behinderung zugeschrieben wird, nicht erfasst. 

Wir bevorzugen daher die Variante, die dem Entwurf des Forums Gleichstellung entnommen wurde bzw. schlagen eine neue Formulierung vor, die sich allerdings stark an der Variante des Forum Gleichstellung orientiert:

(1) Dieses Gesetz ist auf Menschen anzuwenden, die auf Grund einer dauerhaften Beeinträchtigung einer Körper-, Sinnes- oder intellektuellen Funktion oder ‑struktur bzw. einer psychischen Beeinträchtigung im Sinne einer wesentlichen Abweichung oder eines Verlustes bzw. Fehlens behindert werden.

(2) Eine Behinderung ist die eingeschränkte Möglichkeit der Teilnahme oder Teilhabe einer Person in bestimmten Lebensbereichen vor dem Hintergrund ihrer Beeinträchtigung im Sinne des Absatz 1 sowie vor dem Hintergrund ihres sich durch die Beeinträchtigung nach Absatz 1 ergebenden Aktivitätsradius und vor dem Hintergrund ihrer Umweltfaktoren (die physikalische, soziale und einstellungsbezogene Umwelt, in der die Menschen ihr Leben gestalten) – Aktivitäts-/Partizipationseinschränkung. 

(3) Als behindert gelten Menschen auch, wenn sie von einer konkreten Beeinträchtigung im Sinne des Abs. 1 in der Vergangenheit betroffen waren, mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden, oder ihnen eine solche Beeinträchtigung zugeordnet wird.

(4) Dieses Bundesgesetz ist auch auf Personen, welche mit behinderten Personen durch familiäre Bande verbunden sind, anzuwenden.

(5) Vom Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes sind auch Personen erfasst, welche eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung aufzeigen oder bekämpfen.

Ad § 4 Barrierefreiheit

Die Lebenshilfe schlägt für die Definition von Barrierefreiheit folgende Formulierung vor:

„Barrieren sind: 
Systeme, Strukturen, insbes. informative und kommunikative Strukturen, Organisationsformen, räumliche Rahmenbedingungen und andere Hindernisse, die die Teilnahme von Menschen mit Behinderung in den jeweiligen Lebensbereichen erschweren oder verhindern. 
Barrierefreiheit bedeutet der Abbau dieser Systeme, Strukturen, insbes. informative und kommunikative Strukturen, Organisationsformen und räumliche Rahmenbedingungen.“
Es ist in diesem Zusammenhang auch ein Zeitfaktor, bis wann in den jeweiligen Bereichen die Barrierefreiheit herzustellen ist, in die Bestimmung aufzunehmen.

In den Erläuterungen muss eine ausdrückliche Klarstellung erfolgen, dass u.a. Menschen mit intellektueller Behinderung die entsprechenden Unterstützungshilfen zur Verfügung gestellt werden müssen, wie z.B. „Leicht-Lesbar-Versionen“ und entsprechende Assistenz.

Ad § 5

Nach dem Wort „gleichberechtigten“ Teilhabe sollte die Wortfolge „und der chancengleichen“ Teilhabe eingefügt werden, da einen chancengleiche Teilhabe umfassender ist und auch erforderlichenfalls Unterstützungsleistungen beinhaltet.

Ad § 6

Soweit die Verordnungsermächtigung im Abs. 4 die Einbindung von Gebärdendolmetschern und die Kostenübernahme in Gerichts- und Verwaltungsverfahren betrifft, ist sie ist rechtlich bedenklich, da bereits eine gesetzliche Regelung betreffend den Einsatz von Gebärdendolmetschern in Gerichts- und Verwaltungsverfahren und der diesbezüglichen Kostentragung existiert. Eine Neuregelung durch Verordnung widerspricht daher dem Stufenbau der Rechtsordnung.

Ad § 7

Die Lebenshilfe Österreich tritt hier für eine schärfere Formulierung ein. Es muss die Vergabe von Förderungen des Bundes zwingend an die Beachtung des Behindertengleichstellungsgesetzes gekoppelt werden.

Ad § 8 passt

Ad § 9

Abs. 3 ist ersatzlos zu streichen und gehört in die Erläuterungen, dort allerdings ergänzt durch Anwendungsbereiche für Menschen mit intellektueller Behinderung.

Im Abs. 5 ist nach „größtmöglicher Annäherung an eine Gleichbehandlung“ die Wortfolge „bzw. Chancengleichheit einzufügen“. 

Ad § 10 - § 11 passen 

Ad § 12

Im Abs. 1 müsste entsprechend der Regelung im Abs. 2 eine Festlegung der Mindesthöhe für den immateriellen Schadenersatz festgelegt werden.

Die vorgesehenen Sanktionen beschränken sich auf Schadenersatz. Es sollten aber darüber hinaus auch Unterlassungsansprüche und Verhaltensanordnungsansprüche vorgesehen werden.

Aus rechtsdogmatischer Sicht stellt sich jedoch die Frage, ob eine, wenn auch weisungsfreie, Verwaltungsbehörde über Schadenersatzansprüche entscheiden darf, oder ob dies nicht den Gerichten vorbehalten ist (vgl. § 1 JN). Diesbezüglich müsste die Konstruktion der Schlichtungsstelle ev. noch überdacht werden.

Ad § 13 - § 14 16 passen

Ad § 15

Offen ist die Frage, wer das Prozesskostenrisiko tragen soll.

Ad § 16 passt

Ad § 17 Beweismaßerleichterung

Die gewählte Formulierung im zweiten Satz erscheint etwas kompliziert. Überdies ist fraglich, ob sie mit dem EU Standard vereinbar ist. 

So sieht etwa Artikel 7 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf vor, dass die Mitgliedstaaten Maßnahmen zu ergreifen haben, um zu gewährleisten, dass immer dann, wenn Personen, die sich durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes für verletzt halten und bei einem Gericht oder einer anderen zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft machen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt zu beweisen, dass keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vorgelegen hat.

Demgegenüber stellt aber die im § 17 gewählte Formulierung „es obliegt dem Beklagten zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlich ist, dass ein anderes Motiv bzw. Umstand für die unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war“ eine für den Kläger ungünstigere Beweislastregel dar.

Ad § 18 Anträge durch Verbände

Die Einführung einer Verbandsklage halten wir grundsätzlich für sehr sinnvoll. Es sollte aber die Verbandsklagebefugnis auf weitere Vereine ausgeweitet werden. Damit wäre auch gewährleistet, dass sich etwa eigene Klagevereine bilden könnten, was dem Rechtsschutz in diesem Bereich sicher dienlich wäre.

Laut Entwurf gibt es nur eine Möglichkeit der Verbandsklage in einem konkreten Anlassfall.

Die Verbandsklage sollte aber darüber hinaus auch präventiven Charakter haben und daher auch bei Verwirklichung eines Diskriminierungstatbestandes unabhängig von einem Einzelfall möglich sein. Durch die Möglichkeit eines Verbandsklagerechts in abstrakten Diskriminierungsfällen und die Aktivlegitimation von spezialisierten Klagevereinen könnte darüber hinaus eine Vielzahl von Einzelverfahren durch gezielte Präzedenzfälle vermieden werden, was dem Grundsatz der Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und der Verfahrensökonomie entspräche.

Unklar ist auch, ob die Verbandsklagebefugnis auch die Möglichkeit der Geltendmachung von Ansprüchen vor der Schlichtungsstelle mitumfasst.. Dies wäre daher zu ergänzen.

Schlichtungsstellengesetz

Ad § 1

Der Terminus „Gleichbehandlung“ ist zu eng; richtig müsste es „Gleichstellung“ heißen.

Ad § 4 Zusammensetzung der Senate

Es muss eine Möglichkeit der Beiziehung von Experten der jeweiligen Behinderung vorgesehen werden.

Ad § 10 Abs. 2 

Diese Bestimmung ist dahingehend zu ergänzen, dass auch auf ev. bestehenden Anwaltszwang hinzuweisen ist.

Ad § 13 – Behindertenanwälte

In Abs. 4 ist das Erfordernis der „Eigenberechtigung“ zu hinterfragen, da durch diese Einschränkung Menschen mit einer intellektuellen Behinderung diskriminiert werden. 

Außerdem muss es „Gleichstellung und Gleichbehandlung“ heißen.

Fraglich ist auch, ob die Voraussetzung der Österreichischen Staatsbürgerschaft und der Wählbarkeit zum Nationalrat mit den Standards des EU-Rechts (Art. 3 und 12 EGV) vereinbar ist oder ob es damit nicht zu einer Diskriminierung von EU-Bürgern käme.

Ad § 14

Die Berichtspflicht sollte gegenüber der Bundesregierung und gegenüber dem Nationalrat bestehen, da die festgestellten Diskriminierungen wohl alle Ressorts betreffen können.

Behinderteneinstellungsgesetz

Wir möchten an dieser Stelle darauf hinweisen, dass das Behinderteneinstellungsgesetz nur für jenen Personenkreis gilt, der seine Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten Behinderten anhand eines rechtskräftigen Bescheides über die Einschätzung des Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit mit mindestens 50% nachweisen kann. Das bedeutet, dass Personen mit einer Behinderung, deren Behinderung nicht amtlich festgestellt worden ist, vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes nicht erfasst sind.

Des weiteren wird mit dieser Novelle die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf nur zum Teil umgesetzt, da der Bereich selbständiger Erwerbstätigkeit nicht berücksichtig wird. 

Ad § 7 Abs. 2 und Abs. 3:
Die Lebenshilfe lehnt den vorgeschlagenen Text ab, da diese Definition unvollständig ist, so sind etwa Personen die in der Zukunft von Behinderung betroffen sein werden oder in der Vergangenheit betroffen waren sowie Personen, denen eine Behinderung zugeschrieben wird, nicht erfasst.

Wir bevorzugen daher die Variante, die dem Entwurf des Forums Gleichstellung entnommen wurde bzw. schlagen eine neue Formulierung vor, die sich allerdings stark an der Variante des Forum Gleichstellung orientiert:

(1) Dieses Gesetz ist auf Menschen anzuwenden, die auf Grund einer dauerhaften Beeinträchtigung einer Körper-, Sinnes- oder intellektuellen Funktion oder ‑struktur bzw. einer psychischen Beeinträchtigung im Sinne einer wesentlichen Abweichung oder eines Verlustes bzw. Fehlens behindert werden.

(2) Eine Behinderung ist die eingeschränkte Möglichkeit der Teilnahme oder Teilhabe einer Person in bestimmten Lebensbereichen vor dem Hintergrund ihrer Beeinträchtigung im Sinne des Absatz 1 sowie vor dem Hintergrund ihres sich durch die Beeinträchtigung nach Absatz 1 ergebenden Aktivitätsradius und vor dem Hintergrund ihrer Umweltfaktoren (die physikalische, soziale und einstellungsbezogene Umwelt, in der die Menschen ihr Leben gestalten) – Aktivitäts-/Partizipationseinschränkung. 

(3) Als behindert gelten Menschen auch, wenn sie von einer konkreten Beeinträchtigung im Sinne des Abs. 1 in der Vergangenheit betroffen waren, mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden, oder ihnen eine solche Beeinträchtigung zugeordnet wird.

(4) Dieses Bundesgesetz ist auch auf Personen, welche mit behinderten Personen durch familiäre Bande verbunden sind, anzuwenden.

(5) Vom Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes sind auch Personen erfasst, welche eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung aufzeigen oder bekämpfen.

Ad § 7a

Im Abs. 5 ist der Begriff „Gleichbehandlung“ durch den Begriff„Gleichstellung“ zu ersetzen, da der Begriff der „Gleichstellung“ inhaltlich weiter geht als jener der „Gleichbehandlung“ – siehe dazu auch die Ausführungen zum BGStG.

Ad § 7d

Es erscheint nicht nachvollziehbar, warum hier eine Differenzierung zwischen Bundesbediensteten und anderen Arbeitnehmern vorgenommen wird, dies insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass Vorgabe war, die bestehenden Gleichbehandlungsgesetze zu harmonisieren.

Bei der Festlegung einer Betragsobergrenze für den immateriellen Schadenersatz im Abs. 1 Ziffer 2 und im Abs. 5 Ziffer 2 handelt es sich offenbar um ein Redaktionsversehen. Es sollte daher da Wort „bis“ durch das Wort „mindestens“ ersetzt werden.

Im Abs. 2 fehlt eine betragsmäßige Festlegung des immateriellen Schadenersatzes.

Der Anspruch auf „Gewährung der gleichen Arbeitsbedingungen wie ein anderer Arbeitnehmer“ im Abs. 6 entspricht nicht den Anforderungen einer entsprechenden Umsetzung der Richtlinie 2000/78/EG. Art. 5 der Rahmenrichtlinie schreibt  auch angemessene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen vor, um deren Gleichstellung zu gewährleisten. Dies beinhaltet z. B. die Möglichkeit auf Umschulung, Fortbildung, die Veränderung der Arbeitszeit oder des Arbeitsplatzes. 

Ad § 7e

Es gilt das zu § 7 Abs. 2 und Abs. 3 Ausgeführte entsprechend.

Ad § 7i

Es gilt das zu § 17 BGStG Ausgeführte entsprechend. In Wahrheit handelt es sich lediglich um eine einfache Wahrscheinlichkeitsabwägung, was keinesfalls dem Beweisregelniveau in Art. 7 der Richtlinie 2000/78/EG entspricht.

Ad § 7j

Es gilt das zu § 18 BGStG Ausgeführte entsprechend.

Wir ersuchen dringend unsere Forderungen im Rahmen der Vorbegutachtung zu berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüßen

LEBENSHILFE ÖSTERREICH
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Dir. Heinz Fischer 
Dr. Heinz Trompisch

Präsident 
Bereichsleiter Recht
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